
Realitât gegenden Mythos zu verteidigen.
In der Erlàuterung wachsender
Tatverdâchtigenzahlen bei Gewaltdelikten
in den letzten beiden Jahren setztFrieder
Dùnkelgegen den Mythos des
gewalttâtigen Jugendlichen die
Feststellung, dalies 0,9 bzw. 0,8 % der
jeweiligen Altersgruppe (Heranwachsende
und Jugendliche) sind,die wegendes
Verdachts der gefâhrtichen und schweren
Kôrperverletzung registriert sind unddaß
99,2% der Jugendlichen inMecklenburg-
Vorpommemund 99,6% in den alten
Bundeslândem nicht wegen
entsprechender Kôrperverletzungsdelikte
registriert wurden" (Neve Kriminalpolitik
3/1997, S. 7).

So richtig dièse Feststellung ist,sic
vergrôftert cher die Ratlosigkeit! Wie kann
es sein, daß das Bild des gewalttâtigen
Jugendlichen /Heranwachsenden indie
Top-Themen derBevôlkerung aufsteigt,
da&Politik daran gemessen wird,wiesic
vordiesen Jugendiichen effektiv schûtzt,
und Politik sich anRezepten gegen solche
Jugendliche profilieren darf? Noch mehr
steigt nàmlich seit Jahrendie
Erwachsenenkriminalitàt,beim
Versicherungsbetrug, beim Steuerbetrug,
bei der illegalen Beschàftigung, bei
Korruption, bei Umweltdelikten, beiillegalen
Waffenhandel usw. Aber nicht diesog.
organisierte Kriminalitàt, nicht die (dem
StaatMilliarden raubende)
Wirtschaftskriminalitât, nicht einmaldie
Drogenkriminalitàthaben cine
vergleichbare sicherheitspolitische
Bedeutung.Die Frage der Inneren
Sicherheit in derBundesrepublik stellt sich
heute als Frage nach der effektiven
Bekâmpfung der Jugendkriminalitàt ,
insbesondere der Gewaltkriminalitàt
Jugendlicher (und Heranwachsender).
Dièse Entwicklunghatbedrohliche
kriminalpolitischen Konsequenzen und
absehbar schlimme Folgen fur Jugendhilfe
undJugendgerichtsbarkeit:

Vor dem Hintergrund dieser Débatte gibt es
jetztForderungen- nach einer restriktiveren Anwendung

des Jugendgerichtsgesetzes,- nach strafverschàrfenden Ànderungen

dièses Gesetzes,
nachder Einbeziehung unter 14-
jâhriger in dièses Strafgesetz, und- nach freiheitsentziehenden
Maßnahmen inder Jugendhilfe.

Konkret geht es vor allem:- um die ôffentlichvorgetragene
Forderung, von den Altemativen zur
freiheitsentziehenden Strafe im
Jugendstrafverfahren weniger
Gebrauch zu machen,- umdie Forderung, Heranwachsende
nach Erwachsenenstrafrecht- also
entsprechend der Tatschuld undohne
Rûcksicht auf die Entwicklung ihrer
Persônlichkeit-zu bestrafen,- um dieForderung, die«Diversion" als
cine Politik zur Vermeidung von
Strafverfahren deutlich einzuschrânken,- um die Forderung, die
Strafmùndigkeitsgrenzeherabzusetzen,
umdie Forderung, diegeschlossene
Unterbringung auch in der Jugendhilfe,
deren Maßnahmen jaVorrang vor der
Strafverfolgung hâtten, wieder regelhaft
vorzusehen.

Dièse Auffassungen verbreiten sich
inzwischen bundesweit, inbeiden groSen
Volksparteien und mehreren
Lânderregierungen (der Bundeslànder) und
sichaben wohlauch Parallefen in anderen
europàischen Làndern. Auch Tony Blairhat
aus der Oppositionheraus offenbar mitder
Ankùndigungvon Ausgangssperren ein
paar Punkte gemacht(, dieerallerdings
mitderDurchsetzung der Haftung von
Eltern fur das hàusliche Einsperren wieder
verlieren kônnte).

Vor diesen Jugendlichen -so ist die
ùberwàltigendeÙberzeugung

-
braucht die

Gesellschaft wiederso viel mehr Schutz.
Wenig ùberzeugendallerdings, da& es sich
dabei umdie Furent vor den weniger als
1% gewaltbereiten Jugendlichen bzw.
Heranwachsenden handelt. Was ist also
los mit der Jugend, daG sic so viel Angst
macht?

ZurLage der Jugend in der Bundesrepublik
gibt die vom Jugendwerk der Deutschen
Shell in Auftrag gegebene Studie: Jugend
97 Aufschlufi, diegerade erschienen ist.
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